
Würth fischt imTeich derGrünen
Ersatzwahl DieUmweltverbände halten sich aus demSt.Galler Ständeratswahlkampf heraus – beinahe:
Eine Empfehlung für BenediktWürth aus denReihen desWWF löst bei denGrünenKopfschütteln aus.
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Er tritt an, um für den Klima-
schutz zu kämpfen – doch dem
grünenStänderatskandidatenPa-
trick Ziltener weht ein steifer
Wind entgegen. Die Grünlibera-
lenunddieSP-Frauenhabensich
für SusanneVincenz-Stauffacher
(FDP)ausgesprochen.DieSPver-
zichtet trotz Sympathien für Zil-
tener auf eineWahlempfehlung.
Aber zumindest in seinemKern-
gebiet, dem Umweltbereich,
müsste der Grüne doch Rücken-
deckung haben – könnte man
meinen.

So ist es nicht. Die Umwelt-
verbände WWF und Pro Natura
mischen sichoffiziell nicht inden
Wahlkampf ein. Sie sind partei-
politisch neutral. Wahlempfeh-
lungen seiendieAusnahme, sagt
Lukas Indermaur,Geschäftsfüh-
rer desWWFSt.Gallen.DerVer-
band erstellt bisweilen Ranglis-
ten als Information für dieWäh-
ler, auf welchen die Kandidaten
aus umweltpolitischer Sicht be-
wertetwerden.«Dieses Jahr sind
wir aufgrund der knappenKapa-
zitäten nicht dazu gekommen,
ein Ranking aufzugleisen», sagt
Indermaur.

Ähnlich äussert sich Chris-
tianMeienberger,Geschäftsfüh-
rer vonProNaturaSt.Gallen-Ap-
penzell: «Wir mussten Prioritä-
ten setzen, da bei uns sehr viele
Projekte inBearbeitung sindund
zudem ein Personalwechsel an-
stand.» Man habe leider keine
Zeit, eine seriöse Befragung der
Kandidatinnen und Kandidaten
vorzubereiten und durchzufüh-
ren. «Ohne eine solche ist es uns
aber nicht möglich, eine Wahl-
empfehlung abzugeben.» Klare
Ansagen machten die Umwelt-
verbände in der Vergangenheit
etwa bei Stadtratswahlen in
St.Gallen. So empfahlen sie im
Jahr2014Peter Jans (SP)unddrei
Jahre später Sonja Lüthi (GLP).

«AlsRegierungsrat
hat erWortgehalten»

Umso auffälliger ist vor diesem
HintergrundeineÄusserungvon
Martin Zimmermann. Er ist ein
Ostschweizer WWF-Urgestein,
leitete bis Anfang 2018 die Sek-
tionSt.Gallenund führtheutedie
Sektion Appenzell. In einem Le-
serbrief in unserer Zeitung

spricht sich Zimmermann als
«ProjektleiterWWF»nicht etwa
für Patrick Ziltener, sondern für
Benedikt Würth aus. Der CVP-
Kandidat werde sich im Stände-
rat für den Klimaschutz und ein
griffiges CO₂-Gesetz einsetzen,
schreibtZimmermann.«Auchals
Regierungsrat hat erWort gehal-
ten und manchem Umweltpro-
jekt zurRealisierungverholfen.»

Auf Anfrage betont Zimmer-
mann, dies sei seine persönliche
Ansicht. «BenediktWürthkenne
ich,mit ihmhabe ich guteErfah-
rungengemacht. PatrickZiltener
hingegenkenne ichnicht.Daent-
scheide ichmichalsStimmbürger

fürWürth.»AlsVolkswirtschafts-
direktor habe sich dieser bei-
spielsweise für das Konzept
«WaldundWild» insZeuggelegt
und auch die Rückkehr derWöl-
fe in den Kanton gut begleitet.
Bekannt ist überdies, dassWürth
als Hobbyfischer auch privat ei-
nen Bezug zurNatur hat.

«Würth istkeineAlternative
zuZiltener»

ThomasSchwager, Präsidentder
Grünen, reagiert gelassenaufdie
fehlendeUnterstützungderUm-
weltverbände. Als ehemaliger
Geschäftsleiter des VCS St.Gal-
len-Appenzell wisse er, dass sol-

che Empfehlungen wegen der
parteipolitischen Neutralität der
Verbände heikel seien. Eine
Empfehlung müsse sauber aus-
gearbeitet werden – etwa indem
derVerbanddenKandidatenFra-
gebogen zu Umweltthemen
unterbreite und die Antworten
auswerte. Und: «Für welchen
Kandidaten sichMartinZimmer-
mann ausspricht, ist seine Sa-
che.» Er habe damit kein Pro-
blem, so Schwager. «Benedikt
Würths Leistungen als Regie-
rungsrat zuGunsten derUmwelt
sind mir aber in meinen bisheri-
gen vier Jahren im Kantonsrat
nicht besonders aufgefallen.»
Zudem werde Benedikt Würth
von der Industrie- und Handels-
kammerSt.Gallen-Appenzell zur
Wahl empfohlen,die sichbis jetzt
nicht speziell inUmwelt- undKli-
mafragen hervorgetan habe.
«Das mag ein Indiz sein, dass
hier nochviel Luft nachobenbe-
steht. Für die IHK und für Bene-
diktWürth.»

Meinrad Gschwend, der seit
1995 fürdieGrünen imSt.Galler
Kantonsparlament politisiert,
sagt esnochdeutlicher:«Ausum-

weltpolitischer Sicht istBenedikt
Würth keinewählbare Alternati-
ve zu Patrick Ziltener.» Würth
habe unbestritten einen grossen
Leistungsausweis. Er schaffe es,
GegneraneinenTischzubringen
und Lösungen zu finden. Doch
der CVP-Mann positioniere sich
klar als Wirtschaftsvertreter –
man dürfe nicht erwarten, dass
Umweltthemen für ihn im Stän-
derat Priorität hätten. «Zwar be-
zeichnet er die Ablehnung des
CO₂-Gesetzes imNationalrat als
Debakel. Aber das sagen inzwi-
schen ja fast alle – damit lehnt er
sich nicht zumFenster hinaus.»

Gschwend ist nicht der An-
sicht, dass der Kanton St. Gallen
umweltpolitisch gut dasteht. So
unternehme der Thurgau zum
Beispiel deutlichmehr zurFörde-
rung erneuerbarer Energien und
desöffentlichenVerkehrs. St.Gal-
len sei demgegenüber der finan-
zielleMusterknabe,der jedeKon-
frontation scheue. «Und Bene-
diktWürthverkörpert dies vonA
bisZ.»Ander«Pflästerlipolitik»
des Bundes in Sachen Umwelt
undKlimawerde sichmitWürth
nichts ändern.
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Salmsacher
Gemüsebauer hat
eine reineWeste

Gewässerverschmutzung Die
beidenNachbarnverstandensich
bestens: Ein Salmsacher Gemü-
sebauerdurftedieprivatenWege
des Schweinemästers benutzen
und den Lagerplatz für Kompost
und Mist in dessen Güllegrube
entwässern.Dochdannwechsel-
teder Schweinemast-Betriebden
Besitzer. Das Verhältnis kühlte
sich ab. «Es gab Differenzen»,
sagte der Gemüsebauer gestern
vor dem Bezirksgericht Arbon,
ohne näher darauf einzugehen.

Ein Grund dürfte gewesen
sein, dass es 2015 und Anfang
2016wiederholt zuGewässerver-
schmutzungen der Salmsacher
Aach gekommen war und der
Schweinemäster im Verdacht
stand, dafür verantwortlich zu
sein, was er gemäss Bezirksge-
richt auch ist: Es verurteilte ihn
dafür im letztenOktober.DerGe-
müsebauer ist daran nicht ganz
unschuldig. Zumindest in einem
Fall setzte er laut Staatsanwalt-
schaftdieBehörden inGang.Das
war am 3. Februar 2016.Wenige
Tage später kam es zumEklat.

Schweinemäster
kapptLeitung

Der Schweinemäster versperrte
mit einem Stein die Zufahrt zum
Betrieb und kappte die Leitung
vom Mistplatz des Gemüsebau-
ern in seine Güllengrube, was
diesemMonate später durch un-
glückliche Umstände zum Ver-
hängniswerden sollte.Am1. Juni
hätte ein Vorarbeiter des Gemü-
sebauernPferdemist ausbringen
müssen, was er aber nicht tat,
weil die Felder zu nass waren.
Den Chef informierte er nicht.
Der Angestellte vergass zudem,
denMisthaufenmit einerBlache
abzudecken. In derNacht regne-
te es stark.Dabei sei verschmutz-
tes Wasser in die Aach gelangt,
wirft die Staatsanwaltschaft dem
Gemüsebauern vor. Dieser ist
sichkeinerSchuldbewusst.Es sei
falsch zu behaupten, er habe die
Aach verschmutzt. «Wir haben
sofort alle Schächte kontrolliert
unddieLeitungensicherheitshal-
ber verstopft.» Es sei kein Dezi-
literDreckwasser indenBachge-
flossen. Nach Meinung des Be-
zirksgerichts gibt es tatsächlich
keineBeweise füreineGewässer-
verschmutzung.«Wirmüssen zu
Ihren Gunsten davon ausgehen,
dass Sie noch rechtzeitig ein Un-
glück verhindert haben», sagte
der Richter und sprach den Ge-
müsebauern frei. (mso)

Milchbauern zerrenVerband vorGericht
Rechtsstreit 65Thurgauer Bauern lancieren eine 2-Millionen-Klage gegen den kantonalenMilchbauernverband.

Sie fordern bezahlte Zwangsabgaben zurück. Das könnte das grosse Vermögen des Verbands freilegen.

Wegen nichtbezahlter Abgaben
wurdenBauernvorMonatenvom
Thurgauer Milchbauernverband
(TMP) verklagt – erfolglos. Dar-
aufhin warf der Verband sie hin-
aus. Nun kehren diese Bauern
denSpiess um.«IchwerdeKlage
gegendenVerbandeinreichen, es
wird zu einem weiteren Prozess
kommen», sagt Roland Werner.
Bei ihmlaufendieFädendesbäu-
erlichen Widerstands zusam-
men. Der TMP sieht sich mit 69
Betreibungenkonfrontiert. Sämt-
liche Fälle sind gleich gelagert.
Zwei Millionen Franken wollen
die Bauern zurück. Es geht um
Beiträge der vergangenen zehn

Jahre andenSchweizerVerband.
Die Milchproduzenten mussten
dieseüberdenkantonalenMilch-
bauernverband abliefern.

Doch in den TMP-Statuten
entdeckten die Aufständischen
ein juristisches Schlupfloch. Die
aktuelle Klage könnte den Thur-
gauerVerbandnun indenGrund-
festenerschütternundsogar sein
Millionenvermögen freilegen.

Angebot löstenur
einmüdesLächelnaus

Diese Woche hat Daniel Vetterli
einen zaghaften Versuch unter-
nommen, den Gerichtsprozess
nochabzuwenden.«Ichverstehe

euren Unmut.» Im «Löwen» in
Sulgen stellte er sich als TMP-
Präsident den Aufständischen.
Rund 60 Bauern waren gekom-
men. Doch Vetterli hatte für sei-
neBerufskollegenkeinakzeptab-
les Angebot mitgebracht, damit
diese ihreForderungen fallen las-
sen. Dennoch kam er nicht ganz
mit leeren Händen. «Ich werfe
meineEntschädigung für einein-
halb Jahre als TMP-Präsident in
die Waagschale.» Das seien
30000Franken.Dochdafürhat-
tendie60Bauernmit ihrer 2-Mil-
lionen-Forderungnur einmüdes
Lächeln übrig. «Dein Vorgänger
hat es vergeigt», sagte einer.Vet-

terli übernahm vor einem Jahr
den zerstrittenen Verband. Der
Streit war 2015 eskaliert. 150
Thurgauer Milchbauern weiger-
ten sich, die an der Delegierten-
versammlungdesSchweizerVer-
bandsbeschlossenenZwangsab-
gaben zurMilchpreisstützung zu
bezahlen. Je nach Milchmenge
kostetedaseinenBauern jährlich
mehrere hundert Franken.Doch
jeneBauern, diemit ihrenMilch-
abnehmernvertraglicheMengen
vereinbarenunddenMarktnicht
mit Überschuss fluten, lehnten
diese Milchpreisstützung ab. Ei-
nenvon ihnenzerrtederTMPex-
emplarisch vor Gericht. Der Fall

endete erst vor Bundesgericht –
mit einemSieg fürdieAufständi-
schen.DieVerbandsstatutenbo-
ten die rechtliche Grundlage
nicht, die Beiträge einzuziehen.

Dann wurde Vetterli Präsi-
dent. Er wollte einen Schluss-
strich ziehenundwarf alle säumi-
gen Zahler aus demVerband. Je-
nen Mitgliedern, welche die
Beiträge an die mittlerweile ein-
gestellte Lactofama AG jeweils
zahlten, wurden diese zurück-
überwiesen. 1,72MillionenFran-
ken kostete das. Dieses Geld be-
schaffte der Verband dank ab-
bezahlter Liegenschaften im
Buchwert von 18MillionenFran-

ken. Doch das machte die Auf-
ständischen trotzSiegvorGericht
zuVerlierern.Nunholen sie zum
Gegenschlag aus und fordern
Beiträge zurück, die sie in den
vergangenen zehn Jahren anden
Verbandzahlten – etwa solche für
Marketing- undVerwaltungskos-
ten. «Das Gericht sagt, dass Be-
schlüsse für solche Abgaben von
der Basis gefasst werden müs-
sen», sagtWerner. Bisher hätten
aber jeweils nur einzelne De-
legierte inBernüberdieKöpfeal-
ler Bauern hinweg entschieden.
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